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Vorwort 

Der Standort Bayern profitiert von einer starken Tourismuswirtschaft 

Die Tourismuswirtschaft in Bayern zeichnet sich durch einen starken Beitrag zur Wirt-

schaftskraft und Beschäftigung ebenso aus wie durch ein besonders breites Angebot an 
touristischen Möglichkeiten. Die Ankerbranche im Tourismus ist das Hotel- und Gaststät-

tengewerbe mit seinen vielfältigen Dienstleistungen. Aber auch andere Branchen, wie z. B. 

das Beförderungsgewerbe, der Einzelhandel oder Freizeit- und Kultureinrichtungen, profi-

tieren in starkem Maße vom Tourismus. 

 

Die bayerischen Unternehmen der Tourismuswirtschaft stehen im ständigen Wettbewerb 

mit Konkurrenten aus dem In- und Ausland. Ihr Bestreben ist es, durch Verbesserung ihrer 

Dienstleistungsqualität und kundenorientierte Weiterentwicklung ihres Angebots die ei-

gene Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Die vbw Studie Tourismus und Industrie – gemein-

same Erfolgsfaktoren (2017) hat am Beispiel des Beherbergungsgewerbes aufgezeigt, wel-

che Erfolgsfaktoren der Industrie übertragbar und zur Verbesserung der Wettbewerbsposi-

tion anwendbar sind.  

 

Für alle Betriebe gilt: Sie sind auf gute Rahmenbedingungen angewiesen, um erfolgreich 

wirtschaften zu können. Mit dem nachfolgenden Positionspapier stellen wir die wesentli-

chen Forderungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen dar, die für die Tourismus-

wirtschaft im Allgemeinen und das Beherbergungsgewerbe im Speziellen relevant sind. 

Bertram Brossardt 

27. September 2018 
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Position auf einen Blick 

Gute Rahmenbedingungen für die bayerische Tourismuswirtschaft 

Die Tourismuswirtschaft in Bayern ist gut aufgestellt, muss sich jedoch angesichts zuneh-

menden Wettbewerbs und neuer Technologien weiterentwickeln. Folgende zentrale Auf-
gaben müssen dafür angegangen werden: 

 

– Die Tourismuswirtschaft benötigt gute Standortqualitäten. Moderne und leistungsfä-

hige Mobilitätsangebote für die Beförderung der Gäste ist unverzichtbar. 

 

– Für die kleinen und mittelständischen Unternehmen der Tourismuswirtschaft muss die 

Kapitalversorgung verbessert und das Steuerrecht vereinfacht werden. 

 

– Bürokratische Lasten müssen abgebaut werden, damit der zeitliche und finanzielle Auf-

wand reduziert und die Flexibilität der Unternehmen erhöht wird. 

 

– Die Möglichkeiten zur Anpassung der Arbeitszeiten an die Bedürfnisse der Unterneh-

men müssen durch eine wochenbezogene Betrachtung bei den Höchstarbeitszeitgren-

zen verbessert werden. 

 

– Hochleistungsfähige mobile und kabelgebundene Breitbandnetze müssen flächende-

ckend zur Verfügung gestellt werden. Bis 2025 muss die Infrastruktur für den  

5G-Mobilfunkstandard flächendeckend ausgebaut sein. 

 

– Die Digitalisierung der Unternehmen der Tourismuswirtschaft und der Tourismusdesti-

nationen muss durch geeignete Maßnahmen weiter vorangebracht werden. 

 

– Der Tourismus in Bayern muss sich im internationalen Wettbewerbsumfeld stärker und 

wahrnehmbarer positionieren. 

 

– Der Gesundheitstourismus in Bayern muss gestärkt werden. 
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1 Fachkräftegewinnung intensivieren 

Für die Tourismuswirtschaft ist es von zentraler Bedeutung, ihren Perso-

nalbedarf decken zu können. 

Die zunehmenden Fachkräfteengpässe stellen für viele Unternehmen und Betriebe in Bay-

ern eine große Herausforderung dar. Das gilt auch besonders für die personalintensive 

Tourismuswirtschaft. Nur wenn Betriebe ihren Personalbedarf decken können, kann ein 

hochwertiges und ansprechendes Dienstleistungsangebot für Gäste aus nah und fern si-

chergestellt werden und Bayern sich als attraktives Zielland im internationalen Wettbe-

werb behaupten. Dies setzt auch voraus, dass genügend Bewerber zur Besetzung von Aus-

bildungsstellen, z. B. im Hotel- und Gaststättengewerbe vorhanden sind. 

 

Zur erfolgreichen Fachkräftesicherung gehört es, sowohl alle inländischen Potenziale, aber 

auch die qualifizierte Erwerbsmigration aus dem Ausland in den Blick zu nehmen. Konkret 

müssen die folgenden Schritte ergriffen werden: 

 

– Fachkräftesicherung muss dauerhaft hohe Priorität für die Politik haben, unabhängig 

von konjunkturellen Bewegungen am Arbeitsmarkt.  

 

– Neue Regulierungen des Arbeitsmarkts müssen unterbleiben, vielmehr gilt es sämtliche 

Barrieren, die den Zugang zum ersten Arbeitsmarkt blockieren, abzubauen. 

 

– Für eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen benötigen wir den weiteren qualitati-

ven und quantitativen Ausbau von Kindererziehungs- und Pflegeeinrichtungen.  

 

– Arbeiten bis zum Renteneintritt muss sich materiell wie ideell lohnen. Fehlanreize, die 

ein möglichst frühzeitiges Aussteigen aus dem Berufsleben fördern, müssen beseitigt 

werden. 

 

– Das Bildungssystem muss in allen Phasen Lernende dabei unterstützen digitale Kompe-

tenzen und Souveränität zu entwickeln. Auch die berufliche Aus- und Weiterbildung 

muss noch stärker auf die Anforderungen der Digitalisierung ausgerichtet werden. 

 

– Teilqualifizierungen sind ein bewährtes Instrument für An- und Ungelernte und müssen 

noch weiter gestärkt werden sowie bundesweit mit einer gesicherten Finanzierung ver-

mehrt zum Einsatz kommen. 

 

– Eine verstärkte talent- und arbeitsmarktorientierte Berufs- und Studienorientierung im 

Bereich der Tourismuswirtschaft ist eine wichtige Maßnahme im Zuge einer breiten Bil-

dungsoffensive. Jeder muss den Platz finden, an dem er bestmöglich seine Fähigkeiten 

einbringen kann. 
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– Das Image einer beruflichen bzw. dualen Ausbildung muss verbessert werden. Dabei 

darf die Ausbildung nicht gegen ein Studium ausgespielt werden und umgekehrt. 

 

– Um zusätzliche Bewerbergruppen, wie beispielsweise Asylbewerber und Geflüchtete 

mit hoher Bleibeperspektive, für die berufliche Bildung zu gewinnen, ist die Politik ge-

fordert, die Unterstützungsmöglichkeiten für diese spezifische Zielgruppe bedarfsge-

recht zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig müssen die Verfahren für Arbeitsgenehmi-

gungen für Geflüchtete mit hoher Bleibeperspektive beschleunigt und vereinfacht wer-

den. 

 

– Neben der Ausschöpfung aller heimischen Potenziale gilt es auch die Rahmenbedingun-

gen für die qualifizierte Zuwanderung von Fachkräften aus dem Ausland erfolgreich ge-

stalten. 
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2 Standortqualität bedarfsgerecht weiterentwi-

ckeln 

Eine gute Infrastruktur verbessert die Wettbewerbschancen der Touris-

muswirtschaft. 

2.1 Mobilität zukunftsgerecht gestalten 

Bedarfsgerechte und moderne Verkehrswege sind auch für die Tourismuswirtschaft ent-

scheidende Standortfaktoren, damit die Touristen ihre Zieldestination schnell und stress-

frei erreichen. Gleichzeitig müssen Mitarbeiter von Unternehmen im Tourismus ihre Ar-

beitsplätze schnell und sicher erreichen können.  

 

Wir brauchen daher ein verbessertes intermodales Gesamtverkehrssystem, in dem sich die 

Verkehrsträger Straße, Schiene, Schifffahrt und Luftverkehr gegenseitig ergänzen. Ein sol-

ches System ist auch wichtiger Bestandteil eines intelligenten Mobilitätskonzeptes, das 

nicht zuletzt zur Senkung der Stickstoffoxidbelastung und damit zur Vermeidung von für 

Unternehmen und Private schädlichen Fahrverboten für Dieselfahrzeuge beiträgt. 

 

Nur im Zusammenspiel marktgetriebener Entwicklungen mit zielführenden staatlichen 

Rahmenbedingungen, Anreizen und Infrastrukturen kann die Mobilität zukunftsgerecht 

weiterentwickelt werden. Dabei gelten insbesondere folgende Punkte: 

 

– Eine angemessene Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur ist sicherzustellen, um Erhalt, 

Neu- und Ausbau der Verkehrswege bedarfsgerecht zu ermöglichen. 

 

– Die Verkehrsdrehscheiben (Flugplätze, Bahnhöfe, Häfen etc.) müssen auf die Anforde-

rungen des intermodalen Verkehrs hin ausgebaut werden.  

 

– Zwischen den öffentlichen Aufgabenträgern (ÖPNV, SPNV) und privaten Mobilitätsan-

bietern müssen systemübergreifende Verbundangebote geschaffen werden. Es sind 

auch großräumige Verkehrsverbünde zu bilden. 

 

Darüber hinaus gilt es, kabelgebundene wie mobile Breitbandnetze flächendeckend auszu-

bauen. Hoch leistungsfähige digitale Kommunikationssysteme müssen sicherstellen, dass 

die mit dem Mobilitätssystem der Zukunft und dem Kommunikationsbedarf der Reisenden 

verbundenen großen Datenströme verlässlich bewältigt werden. Bis 2025 müssen Glasfa-

ser und mobile 5G-Netze flächendeckend verfügbar sein. 
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2.2 Regionale Infrastruktur bedarfsgerecht weiterentwickeln 

Bayern besitzt eine in weiten Teilen hervorragende Infrastruktur. Sie ist die Basis für die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit und den wirtschaftlichen Erfolg bayerischer Unter-

nehmen und ihre Mitarbeiter in allen Landesteilen. Diese Basis muss auch für die Zukunft 

gesichert werden. Zunehmende Inanspruchnahme, neue technische Möglichkeiten und 

demografische Entwicklungen verändern die Anforderungen an unsere Infrastruktur lau-

fend. Damit ist die Infrastrukturentwicklung volkswirtschaftlich und wirtschaftspolitisch 

eine anspruchsvolle wie ergiebige Daueraufgabe.  

 

Eine stabile und bezahlbare Energieversorgung gehört ebenso in den Fokus der Infrastruk-

turvorsorge wie moderne Kommunikationsnetze und attraktive E-Government-Angebote 

der öffentlichen Hand. Attraktive Standortinfrastrukturen bei Betreuung, Pflege und Ge-

sundheit sind unabdingbar, um ein ausreichendes Fachkräfteangebot vorzuhalten. 

2.3 Koordinations- und Entscheidungsstrukturen im Tourismus optimieren 

Bayern hat als eine mannigfaltige Tourismuslandschaft mit einer Vielzahl unterschiedlicher 

Destinationen. Aufgrund der vielfältigen und oftmals kleinteiligen Strukturen sowie einer 

fehlenden Aufgabenverteilung werden Aufgaben doppelt und in der Folge wenig effizient 

erledigt. Notwendig ist eine konsequente Aufgabenverteilung, die Verbesserung der Zu-

sammenarbeit mit privatwirtschaftich organisierten Tourismus-Vereinigungen, die Kon-

zentration auf die wesentlichen Aufgabenstellungen sowie die Stärkung digitaler Plattfor-

men für Buchung und Dienstleistungen. Es gilt, die Verwaltungs- und Managementstruktu-

ren im Tourismus zu straffen und gezielt zu stärken, so dass eine Tourismuswirtschaft „aus 

einem Guss“ entsteht. 

 

Notwendig ist auch eine zukunftsorientierte Tourismusstrategie für einen ganzheitlichen 

touristischen Ansatz in Bayern. 
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3 Finanzierung stärken, Steuerrecht weiterent-

wickeln 

Finanzierung und Steuerrecht müssen mittelstandsfreundlich ausgestaltet 

werden. 

Die mittelständischen Betriebe der Tourismuswirtschaft haben regelmäßig mehr Probleme 

bei der Sicherstellung der Kapitalversorgung als Großunternehmen. Darüber hinaus benö-

tigen sie mittelstandsgerechte steuerliche Rahmenbedingungen. 

3.1 Nachhaltige Versorgung der Unternehmen mit Kapital gewährleisten 

Grundsätzlich sind die Finanzierungsbedingungen für deutsche Unternehmen und Betriebe 

– auch der Tourismuswirtschaft – derzeit gut. Der Bank Lending Survey der Deutschen 

Bundesbank vom Januar 2018, der eine Befragung der deutschen Kreditinstitute beinhal-

tet, stellt fest, dass die Kreditstandards gegenüber dem Vorquartal auf moderatem Niveau 

nahezu konstant geblieben sind. Die Kreditnachfrage legte nach Angaben der deutschen 

Banken im Unternehmensgeschäft zu. Es bleibt jedoch bei einer deutlichen Kreditsprei-

zung: Finanzierungskosten und Kreditnebenbedingungen hängen in hohem Maße von der 

Bonität des Unternehmens ab.  

 

Beherbergungsbetriebe zählen in der überwiegenden Zahl zu den kleinen und mittleren 

Unternehmen, die ein ausgewogenes Verhältnis von Eigen- und Fremdkapital benötigen. 

Ausgangspunkt ist eine gute Ausstattung mit Eigenkapital, die die Bonität verbessert und 

als Vorsorge dient. Daneben ist die ausreichende Versorgung mit Fremdkapital unverzicht-

bar. Wichtig dabei ist, dass die Kreditaufnahmebedingungen, wie Zins oder Sicherheiten, in 

einem adäquaten Verhältnis zum Untergangsrisiko des Unternehmens stehen.  

 

Das IW hat sich im August 2017 mit der Frage beschäftigt, welche Wirkungen der Ausstieg 

aus der Niedrigzinsphase haben kann. Nach der Untersuchung würde dies v. a. für kleine 

und Kleinstunternehmen negative Auswirkungen haben und zu Finanzierungslücken füh-

ren. Hier ist Sorge zu tragen, dass die kleinen und mittleren Unternehmen nicht stärker als 

der Markt von steigenden Zinsen oder zusätzlichen Belastungen bei den Kreditnebenbe-

dingungen betroffen sein werden. 

 

Ein wichtiges Element bei der Kapitalversorgung sind Förderprogramme. Insbesondere die 

LfA Förderbank Bayern unterstützt kleine und mittlere Unternehmen bei der Realisierung 

unterschiedlicher Finanzierungsanlässe. Mit verschiedenen Programmangeboten, wie z. B. 

Wachstum, Innovation oder Energie und Umwelt, werden Unternehmen z. B. bei der Mo-

dernisierung, der Digitalisierung oder der Erweiterung betrieblicher Kapazitäten unter-

stützt. Hier gilt es, die finanzielle Unterstützung für Existenzgründer durch unbürokratische 

Kleinkredite auszubauen. Alle Förderangebote für touristische Betriebe müssen in einem 
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aktuellen bayernweiter Leitfaden zusammengefasst werden. Dabei muss auch die Bünde-

lung bzw. Kofinanzierung verschiedener Förderprogramme möglich sein. 

 

Zu begrüßen ist, dass Ministerpräsident Dr. Markus Söder in seiner Regierungserklärung 

eine neue Tourismusoffensive angekündigt hat. Mit der Zielsetzung, kleine Hotels und Pen-

sionen zu fördern und Heimatwirtschaften zu modernisieren, wird ein wichtiger Beitrag zur 

Stärkung der Tourismusdestinationen, Kurorte und Heilbäder geleistet. 

3.2 Mittelstandsgerechte Finanzmarktregulierung  

Derzeit steht die Weiterentwicklung der Eigenkapitalvorschriften der EU zu Basel III auf der 

Agenda. Unter anderem geht es darum, in welchem Maß Banken Kredite an kleinere und 

mittlere Unternehmen mit Eigenkapital hinterlegen müssen. Hierbei ist es wichtig, dass 

wie bisher und wie von der EU-Kommission vorgeschlagen nicht das mit dem einzelnen 

Mittelstandskredit verbundene Risiko herangezogen wird, sondern das – deutlich niedri-

gere – Risiko aus einem Portfolio von Mittelstandskrediten. Jeder andere Weg würde die 

Finanzierung mittelständischer Unternehmen verteuern, ohne dass das durch ein entspre-

chendes Risiko gerechtfertigt wäre. 

3.3 Steuerrechtliche Rahmenbedingungen verbessern 

Die Tourismusbranche ist auch steuerrechtlich auf Rahmenbedingungen angewiesen, die 

ihren typischen mittelständischen, von Familienunternehmen geprägten Strukturen entge-

genkommen. Für die Branche besonders wichtig sind folgende Vorhaben: 

 

– Unternehmern wie Mitarbeitern muss mehr Brutto vom Netto bleiben, und zwar durch 

den Abbau des Solidaritätszuschlags, Korrekturen am Einkommensteuertarif und eine 

laufende Korrektur der Kalten Progression mittels eines Tarifs auf Rädern. Der Koaliti-

onsvertrag bleibt insoweit auf halber Strecke stehen. 

– In der Ertragsbesteuerung müssen Substanzelemente abgeschafft werden. Das gilt in 

erster Linie für die gewerbesteuerliche Hinzurechnung. 

– Im Zuge der laufenden Auseinandersetzung mit der Mehrwertsteuer in der EU müssen 

die Regelungen zu den Mehrwertsteuersätzen auf mehr Wettbewerbsneutralität hin 

weiterentwickelt werden. 

– Speziell auf das Beherbergungsgewerbe bezogen muss dem mit dem ermäßigen Mehr-

wertsteuersatz für Beherbergungsleistungen verbundenen übermäßigen Bürokratieauf-

wand entgegengewirkt werden, und zwar durch angemessene pauschale Abgrenzung 

der nicht unmittelbar der Übernachtung dienenden Leistungen. 

– Die Mehrwertsteuerregeln für vergleichbare Produkte und Dienstleistungen müssen 

vereinheitlicht werden. Solange für zubereitete Lebensmittel reduzierte Umsatzsteuers-

ätze gelten, müssen diese unabhängig von der Art der Zubereitung und des Verzehror-

tes gelten. 
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4 Bürokratieabbau und Deregulierung voran-

bringen 

Ein geringer bürokratischer Aufwand und flexible Arbeitszeiten für die Un-

ternehmen fördern die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. 

Unternehmen der Tourismuswirtschaft benötigen gute rechtliche Rahmenbedingungen, 

die ihnen genügend Flexibilität zur Realisierung ihrer Geschäftsmodelle lassen und gleich-

zeitig den finanziellen und bürokratischen Aufwand in Grenzen halten. 

4.1 Bürokratie reduzieren 

Unnötige Bürokratie schwächt die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen der Touris-

muswirtschaft und gefährdet zukünftiges Wachstum. Immer neue Gesetzesvorhaben mit 

zusätzlichen bürokratischen Belastungen werden im Bundestag auf den Weg gebracht. Das 

Ziel, Bürokratie abzubauen, wird somit verfehlt. Insbesondere die kleinen und mittleren 

Unternehmen leiden unter der Fülle an bürokratischen Lasten, wie z. B. Dokumentations- 

und Aufzeichnungspflichten, unflexiblen gesetzlichen Vorgaben oder benutzerunfreundli-

chen staatlichen Abläufen, die zudem erhebliche Bürokratiekosten verursachen. Gerade in 

der Gastronomie sind z. B. unflexible tägliche Höchstarbeitszeiten von acht – im Ausnah-

mefall zehn Stunden nicht zeitgemäß.  

 

Die vbw tritt für einen nachhaltigen Bürokratieabbau ein. Die vbw Position Strategie für 

weniger Bürokratie (2017) nennt die relevanten Aufgaben. In der vbw Position Vorschläge 

zum Bürokratieabbau (2017) sind 53 konkrete Beispiele genannt. Neben dem Abbau beste-

hender Regulierungen steht die Eindämmung neuer Vorschriften im Vordergrund. Grund-

legend gilt, dass jedes neue Rechtssetzungsvorhaben in Bezug auf Notwendigkeit, Alterna-

tiven, Regelungsumfang, Verständlichkeit, Praktikabilität, Geltungsdauer und Verhältnis 

von Kosten und Nutzen überprüft werden soll. Darüber hinaus sollen bei Verabschiedung 

eines Rechtssetzungsvorhabens mindestens zwei andere Vorschriften abgeschafft werden.  

 

Folgende konkrete Forderungen stellt die vbw, um insbesondere den kleineren und mittle-

ren Unternehmen der Tourismuswirtschaft das Arbeiten zu erleichtern: 

 

– Aufzeichnungspflichten im Mindestlohngesetz hinsichtlich der Arbeitszeit erleichtern: 

- Streichen der Aufzeichnung von Beginn, Ende und Dauer der Arbeitszeit bei gering-

fügig Beschäftigten 

- Vorliegen der Dokumente erst einen Monat nach der Arbeitsleistung (statt am sieb-

ten Tag) 

- Ausnahme von der Dokumentationspflicht bei kaufmännischen Berufen, bei Tätig-

keiten an mehreren Beschäftigungsorten und bei einem Stundenlohn von mehr als 

11,55 Euro 
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– Aufbewahrungspflichten im Steuerrecht von zehn auf fünf Jahre verkürzen 

- Elektronische Verfügbarkeit von Steuerunterlagen und digitale Plausibilitäts- 

prüfungen 

- zeitnahe Betriebsprüfungen 

 

– Umsatzsteuervoranmeldung vereinfachen  

-  Bezahlung statt Rechnungsstellung für Fälligkeit entscheidend 

-  Keine Umsatzsteuervoranmeldung, wenn der Steuerpflichtige für das laufende 

Steuerjahr eine Umsatzsteuervorauszahlung in Höhe von 50 Prozent des Vorjah-

res leistet 

 

– Kleinunternehmergrenze in der Umsatzsteuer anheben 

- bis zu einer monatlichen Zahllast von 2.500 Euro nur Jahressteuererklärung 

- für Existenzgründer vierteljährliche – statt monatlicher – Abgabe  

- Anpassung der Kleinunternehmergrenze auf einen Vorjahresumsatz von 

25.000 Euro und einem voraussichtlichen Jahresumsatz von 75.000 Euro im  

laufenden Jahr 

 

– Erleichterungen bei der Überprüfung der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer von Un-

ternehmenskunden aus der EU 

- Abschaffung der Prüfpflicht für Rechnungen unterhalb der Kleinstbetragsgrenze 

- benutzerfreundliches Portal und Minimierung der einzugebenden Daten 

- Verzicht auf postalische Zustellung der Bestätigung, PDF sollte genügen 

 

– Anerkennung von PDF-Dokumenten und E-Mails als Rechnung 

- rein elektronische Aufbewahrung von Belegen und Geschäftsunterlagen 

 

– Klarstellung zu den neuen Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewah-

rung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum 

Datenzugriff (GoBD) 

- Formate, die archiviert werden müssen 
- Dokumente, die als maschinell auslesbar gelten 

 

– Ausbau von E-Government und Einführung einer only-once-Erhebung  

- Vermeidung von Mehrfacherhebungen derselben Daten 

- konsequente Anwendung durchgehend papierfreier Online-Verfahren 

 

– Etablierung eines einheitlichen und transparenten Vorgehens bei Betriebsprüfungen 

- Entwicklung eines praxistauglichen Leitfadens 

- Einrichtung einer Clearing- bzw. Beschwerdestelle 

 

Der Koalitionsvertrag enthält zu einigen dieser Aspekte die richtigen Ansätze; die Umset-

zung muss jetzt zügig angepackt werden. Darüber hinaus gilt es, einen Reality-Check bei 

Gesetzesvorhaben zu installieren, der die weitere Zunahme der bürokratischen Lasten für 

die Kleinbetriebe begrenzt.  
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4.2 Arbeitszeit flexibel gestalten 

Die Ablösung der täglichen Höchstarbeitszeitgrenzen durch eine wochenbezogene Be-

trachtung ist angesichts der Probleme in der betrieblichen Realität dringend notwendig. 

Die im Arbeitszeitgesetz vorgesehenen begrenzten Flexibilisierungsmöglichkeiten entfalten 

in der betrieblichen Realität in Bayern nur sehr geringe Wirkung, da sie an zu enge Bedin-

gungen geknüpft sind, z. B. einen hohen Anteil Bereitschaftsdienst. Auch die in § 14 Ar-

beitszeitgesetz (ArbZG) vorgesehenen Ausnahmen für besondere Umstände (z. B. Notfälle) 

bieten keine effektiven Flexibilisierungsmöglichkeiten. Sie hängen von komplexen und im 

Gesetz nur abstrakt definierten Voraussetzungen ab (Unabhängigkeit vom Willen der Be-

teiligten, Zumutbarkeit anderer Vorkehrungen, Gefahr eines unverhältnismäßigen Scha-

dens). Der Arbeitgeber muss eigenverantwortlich prüfen, ob diese erfüllt sind. Irrt er sich 

hierbei, begeht er eine fahrlässige Ordnungswidrigkeit und riskiert eine Geldbuße von bis 

zu 15.000 Euro. 

 

Die in § 3 ArbZG geregelte tägliche Höchstarbeitszeit von acht bzw. zehn Stunden wird den 

Anforderungen nicht gerecht. Die europäische Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG macht in-
soweit keine Vorgaben, sie verlangt lediglich eine elfstündige Ruhezeit innerhalb eines 24-

Stunden-Zeitraums. Daher ist im ArbZG auf die Regelung einer täglichen Höchstarbeitszeit 

zu verzichten. Arbeitszeiten über zehn Stunden pro Tag hinaus wären nach den europa-

rechtlichen Vorgaben ohne weiteres möglich, solange die durchschnittliche Wochenar-

beitszeit von 48 Stunden gewahrt bleibt.  

 

Ein Verzicht auf die tägliche Höchstgrenze von zehn Stunden führt nicht zu einer Erhöhung 

des Arbeitszeitvolumens, sondern nur zu mehr Flexibilität bei der wöchentlichen Vertei-

lung. Eine vertraglich vereinbarte 40-Stunden-Woche bleibt eine 40-Stunden-Woche, der 

durchschnittliche Acht-Stunden-Tag bleibt hier erhalten. 

 

Die Behauptung, dass bei Ablösung der täglichen Höchstarbeitszeit durch eine wöchentli-

che Höchstarbeitszeit die jeweilige Gefährdungssituation nicht mehr berücksichtigt werde, 

ist falsch. Die jeweilige Gefährdungssituation wird weiterhin im Wege der nach dem Ar-

beitsschutzgesetz durchzuführenden Gefährdungsbeurteilung unter Einbeziehung der Ar-

beitszeitgestaltung berücksichtigt. Aus arbeitsschutzrechtlicher Sicht ändert sich durch Ein-

führung einer wöchentlichen Arbeitszeit nichts. 

 

Bei etwaigem Handlungsbedarf können die Sozialpartner dann im Rahmen ihrer Autono-

mie gestaltend eingreifen. Verbleibt immer noch Regelungsbedarf, können für bestimmte 

Arbeiten oder Arbeitnehmergruppen Schutzbestimmungen durch Bundesverordnung fest-

gelegt werden, falls entsprechende Gefahren drohen. Es drohen also keine „Schutzlücken“. 

 

Der Koalitionsvertrag sieht eine Ausweitung grundsätzlich nur durch Tarifvertrag vor.  

 

Bloße Öffnungsklauseln für die Tarif- und Betriebsparteien bei fortbestehender täglicher 

Höchstarbeitszeit können aber – auch mit Öffnungsklauseln für nicht-tarifgebundene Un-

ternehmen – den Bedürfnissen der betrieblichen Praxis nicht in gleichem Umfang Rech-

nung tragen. Oft sind tarifvertragliche Lösungen nicht möglich. Wegen der gewerkschafts-
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seitig proklamierten „Errungenschaft des Acht-Stunden-Tags“ ist kaum zu erwarten, dass 

solche Vereinbarungen zu vernünftigen Bedingungen getroffen werden können. Außer-

dem verfügen nur sehr wenige der Kleinbetriebe mit hohem Flexibilisierungsbedarf über 

Betriebsräte, mit denen die notwendigen Regelungen auf Betriebsebene vereinbart wer-

den könnten. Es drohen also „Flexibilitätslücken“. Bei diesem Weg handelt es sich daher 

um eine Scheinlösung. 

 

Auch die weiteren Flexibilisierungsmöglichkeiten, die die europäische Arbeitszeitrichtlinie 

grundsätzlich ermöglicht, z. B. die Ausgestaltung der Ruhezeit durch die Sozialpartner, 

müssen im deutschen Recht voll umgesetzt werden. Dafür muss insbesondere § 7 ArbZG 

im Sinne der Richtlinie ausgeweitet werden. 

 

Solange die tägliche Höchstarbeitszeitgrenze nicht ganz aufgegeben wird, sind die Unter-

nehmen im Tourismusgewerbe auf Ausnahmebewilligungen angewiesen. Den Rechtsrah-

men hierfür bietet § 15 Abs. 1 Nr. 2 ArbZG. Diese Vorschrift richtet sich an Saison- und 

Kampagnenbetriebe. Viele Betriebe im Tourismusgewerbe, gerade im ländlichen Raum, 

fallen unter diese Kategorie. Sie haben zwar ganzjährig geöffnet, zu bestimmten Jahreszei-

ten kommen aber aus nachvollziehbaren Gründen wesentlich mehr Gäste als zu den übri-

gen Zeiten, z. B. im Sommer bei entsprechenden Außenflächen oder zur Weihnachtszeit.  

 

In anderen deutschen Ländern werden solche Ausnahmebewilligungen für Gastronomie-

betriebe bereits sehr praxisorientiert gehandhabt und an die Begründung und Formalien 

keine überspannten Anforderungen gestellt. Solange die tägliche Höchstarbeitszeitgrenze 

nicht ganz aufgegeben wird, muss für solche Ausnahmebewilligungen auch in Bayern eine 

angemessene Verwaltungspraxis umgesetzt werden. 

4.3 E-Government: Digitale Verwaltungsleistungen flächendeckend aus-

bauen  

Der Bund hat 2013, der Freistaat Bayern 2015 ein E-Government-Gesetz verabschiedet 

und damit Grundlagen für den Ausbau elektronischer Verwaltungsleistungen für Bürger 

und Wirtschaft gelegt. Das bayerische Gesetz wendet sich auch an Kommunen. Der Frei-

staat unterstützt diese bei wichtigen Fragestellungen zum einheitlichen Ausbau von E-

Government, unter anderem indem er eine persönliche elektronische Signatur für Nutzer – 

die BayernID (eine ID für Unternehmen ist in Entwicklung) – zur Verfügung stellt und es 

Kommunen ermöglicht, ihre E-Government-Angebote neben denen des Freistaates auf 

dem Portal www.freistaat.bayern einzustellen. Dieses Portal enthält bereits eine Fülle an 

Leistungen für Bürger und Unternehmen, die in zu vielen Fällen allerdings noch nicht über 

die Information zu Verfahren und die Verfügbarkeit von Formularen, die auf Papier auszu-

füllen sind, hinausgehen. 

 

Im Zuge der Reform des Finanzföderalismus wurde 2017 das sogenannte Onlinezugangsge-

setz geschaffen. Dieses verpflichtet Bund und Länder, bis spätestens Ende 2022 ihre Ver-

waltungsleistungen auch elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten und ihre Ver-

waltungsportale miteinander zu einem Portalverbund zu verknüpfen. 
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Trotz dieser wichtigen Schritte hinkt Deutschland bei E-Government im internationalen 

Vergleich noch deutlich hinterher. Die Unternehmen erwarten an dieser Stelle mehr 

Tempo, auch bei der qualitativen Entwicklung der Verwaltung. Insgesamt sehen sich Bay-

erns Unter-nehmen zu viel öffentlicher Bürokratie ausgesetzt. Besserung erwarten sie von 

mehr Transparenz und einheitlichen Ansprechpartnern. In diesem Zusammenhang setzen 

laut der vbw Studie Standort Bayern – Unternehmerperspektiven 2017 57,8 Prozent der 

Unternehmer auf den stärkeren Ausbau von E-Government. Vor vier Jahren forderte das 

erst knapp die Hälfte.  

 

Die wesentlichen Kundenanforderungen an E-Government lassen sich schnell definieren: 

Es geht erstens darum, die gesuchten Verwaltungsleistungen über ein einheitliches, gut 

strukturiertes Portal schnell zu finden. Zweitens muss die einzelne Leistung nach sicherer 

und einheitlich geregelter Identifikation einfach genutzt werden können. Drittens muss der 

Prozess insgesamt so aufgelegt sein, dass er papierlos funktioniert und Ergebnisse sollten 

maschinenlesbar zur Verfügung gestellt werden. Viertens muss es zur Klärung von Zwei-

felsfällen oder komplexer Fragen möglich bleiben, persönlich in Kontakt mit der Verwal-

tung zu treten. 

 

Damit stehen neben der Weiterentwicklung der eingangs geschilderten Instrumente zwei 

nächste große Schritte an, nämlich 

 

– der Aufbau eines einheitlichen E-Government-Portals des Bundes mit Einbindung baye-

rischer E-Government-Angebote und 

 

– die konsequente und breite Umstellung von Verwaltungsverfahren auf E-Government.  

 

Hier kommt es neben Bund und Land insbesondere auch auf die kommunale Ebene an, 

denn diese Ebene steht für die Masse der Behördenkontakte. Selbst von den 100 aus Un-

ternehmersicht wichtigsten und am häufigsten genutzten Verwaltungsleistungen fallen 

20 Prozent zumindest auch in die Zuständigkeit von Kommunen.  

 
Insgesamt bleibt die Aufgabe bestehen, dass die Behördenlandschaft in Bayern ihren Bei-

trag zum weiteren Ausbau von E-Government-Angeboten in aller Breite leisten muss. Das 

gilt für staatliche Verwaltungen genauso wie für jedes Landratsamt und jede Kommune. 

Die Herausforderungen, vor denen Kommunen speziell im Zusammenhang mit der Ent-

wicklung von E-Government für die Wirtschaft stehen, hat die vbw schon 2015 in der  

Studie Das digitale Rathaus beschrieben. 
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5 Digitalisierung im Tourismus voranbringen 

Die Nutzung innovativer Informations- und Kommunikationstechnologien 

ist ein Schlüsselfaktor für die Tourismuswirtschaft. 

5.1 Digitale Netze bedarfsgerecht ausbauen 

Um die Potenziale der Digitalisierung für alle Unternehmen nutzen zu können, sind hoch-

leistungsfähige Breitbandverbindungen – kabelgebunden wie mobil – erforderlich. Der 

Ausbau der digitalen Infrastruktur in Bayern kommt, ausgehend von einem niedrigen 

Niveau, im bundesweiten Vergleich gut voran. Ende 2017 waren für knapp 89,8 Prozent 

der ca. 6,2 Millionen bayerischen Haushalte Leitungsanschlüsse mit mindestens 30 Mega-

bit pro Sekunde (Mbit/s) verfügbar. 79 Prozent konnten Bandbreiten von 50 Mbit/s oder 

mehr nutzen. Besonders im ländlichen Raum hat sich die Versorgung des Freistaats besser 

entwickelt als im bundesweiten Vergleich. Hier konnten 75,4 Prozent der Haushalte auf 

Verbindungen mit mindestens 30 Mbit/s zurückgreifen. Das sind 18,7 Prozentpunkte mehr 

als Mitte 2016.  

 

Dies reicht auf mittlere Sicht gesehen aber nicht aus, um die künftigen Bedürfnisse der 

Unternehmen abzudecken. Dies gilt insbesondere für den Mobilfunkbereich, der für den 
Tourismus eine zentrale Bedeutung hat. Eine flächendeckende Versorgung mit mobilem 

Breitband schafft die Basis für eine Vielzahl von Anwendungen und Dienstleistungen, wie 

z. B. mobile 3D-Kartendarstellung, Routenführung und Informationen zu POIs (Points of 

Interest).  

 

Die Agenda für Deutschland der vbw gibt die auch für die touristischen Betriebe notwendi-

gen Entwicklungsschritte vor: Bis 2021 muss ein leistungsfähiger Mobilfunk flächende-

ckend zur Verfügung stehen. 2023 sollen alle Unternehmen mit einem Glasfaseranschluss 

versorgt sein; der Ausbau des 5G-Mobilfunknetzes muss u. a. an den Verkehrswegen weit 

fortgeschritten sein. Bis 2025 müssen Glasfaseranschlüsse und 5G lückenlos verfügbar 

sein. 

5.2 Digitalisierungstechnologien weiterentwickeln und nutzen 

Der Zukunftsrat der Bayerischen Wirtschaft hat in seinen Handlungsempfehlungen zur vbw 

Studie Neue Wertschöpfung durch Digitalisierung (2017) die aktuellen Entwicklungen und 

Herausforderungen für die bayerische Wirtschaft herausgearbeitet. Die Studie zeigt u. a., 

dass stärker digitalisierte Unternehmen deutlich erfolgreicher sind: sie haben sowohl ein 

höheres Umsatzwachstum als auch eine dynamischere Entwicklung bei den Mitarbeiter-

zahlen. 

 

Durch die Digitalisierung ergeben sich erhebliche Chancen auch für die bayerische Touris-

muswirtschaft, sie stellt die Branche aber angesichts neuer Kundenbedürfnisse und hoher 
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Investitionserfordernisse vor enorme Herausforderungen. Die Innovationen der Informa-

tions- und Kommunikationstechnologien werden zunehmend zum Treiber für den Ge-

schäftserfolg. Der Gast erwartet, dass er alle modernen digitalen Technologien nutzen 

kann, um sich über das touristische Angebot rasch und umfassend zu informieren und dies 

ohne größeren Aufwand nutzen zu können.  

 

Die Menge an verfügbaren Daten steigt stetig an, und es stehen immer leistungsstärkere 

Methoden für deren Auswertung zur Verfügung. Unternehmen, die dies nutzen, können 

sich einen Wettbewerbsvorteil erarbeiten und neue Geschäftsfelder erschließen. Gleich-

zeitig bietet die Digitalisierung die Chance, die Kosten zu reduzieren und neue Effizienzpo-

tenziale zu nutzen. 

 

Der Umsetzungsgrad der Digitalisierung ist derzeit sehr heterogen. Der Digital Index des 

Instituts der Deutschen Wirtschaft zeigt, dass gerade das Beherbergungsgewerbe zu den 

am stärksten digitalisierten Branchen gehört, während z. B. die Gastronomie noch größe-

ren Nachholbedarf hat. Während etliche Großunternehmen bereits stark digitalisiert sind, 

weisen viele kleinere Unternehmen – nicht zuletzt aufgrund des hohen Investitionsbedarfs 

und häufig gering ausgeprägten digitalen Kompetenzen der Mitarbeiter – noch Nachholbe-

darf auf. 

 

Wichtig ist, alle Unternehmen auf dem Weg in die Digitalisierung mitzunehmen und zu un-

terstützen. Der Freistaat Bayern hat ein umfangreiches Paket zur Unterstützung von KMU 

geschnürt: Mit dem Digitalbonus werden die Unternehmen bei Vorhaben zur Digitalisie-

rung und Cyber-Sicherheit finanziell unterstützt. Darüber hinaus bietet die LfA Förderbank 

Bayern mit dem zinsverbilligten Digitalkredit zusätzliche Unterstützung. Das Bayerische 

Wirtschaftsministerium nimmt sich der Anliegen der Tourismuswirtschaft an und bietet 

z. B. mit dem Leitfaden „Digitalisierung im Tourismus“ hilfreiche Informationen an. 

 

Um die Digitalisierung bei allen Unternehmen der Tourismuswirtschaft zum Erfolg zu füh-

ren, sind insbesondere folgende Maßnahmen erforderlich: 

 
– Notwendig sind zusätzliche Hilfen für KMU, die die digitale Kompetenz ihrer Mitarbeiter 

verbessern wollen.  

 

– Neben der Fortführung (z. B. des Digitalbonus) und der Weiterentwicklung der vielfälti-

gen finanziellen Fördermöglichkeiten ist es wichtig, Unternehmen zusätzliche Hilfen 

und Services zum Gang in die digitale Welt bereitzustellen, u. a. Informationen zu Da-

tenschutz und IT-Sicherheit, um Unsicherheiten zu beseitigen. 

 

– Leistungsfähige mobile und kabelgebundene Breitbandnetze müssen flächendeckend 

geschaffen werden.  

 

– Eine gute digitale Verknüpfung touristischer Informationen (POI, Wander- und Radwege 

etc.) mit einer qualitativ hochwertigen Kartendarstellung kann die touristische Stand-

ortqualität verbessern. 
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– Open Data: Behörden benötigen klare rechtliche Regelungen, um entscheiden zu kön-

nen, welche Daten sie in welcher Form zur privatwirtschaftlichen Verwendung zur Ver-

fügung stellen dürfen und müssen. Unternehmen, die auf Basis öffentlicher Datenbe-

stände neue Geschäftsmodelle entwickeln wollen, benötigen für den dauerhaften Zu-

gang zu diesen Daten Rechtssicherheit. 

 

– Zusätzlich ist bei der Nutzung der digitalen Technologien stets auf ein ausreichendes 

Maß an Cyber-Sicherheit zu achten.  

 

– Erforderlich sind mehr best practice Beispiele erfolgreich digitalisierter Unternehmen. 

5.3 Ordnungspolitische Rahmenbedingungen auf digitalen Plattformen 

setzen 

Mit der Digitalisierung und der zunehmenden Nutzung des Internets als Informations-, 

Kommunikations- oder Buchungsmittel sind neue Herausforderungen für touristische Be-

triebe entstanden, z. B. durch neue, teilweise private Konkurrenz aus der sogenannten 

„Sharing-Economy“. 

 

Es gilt, für alle Anbieter einen fairen Wettbewerb zu ermöglichen: 

 

– Notwendig sind gleiche Rechte und Pflichten für alle Marktteilnehmer, z. B. bei Aufla-

gen für Brandschutz, Hygiene, Sicherheit oder Barrierefreiheit.  

 

– Monopolistische bzw. oligopolistische Strukturen mit marktbeherrschendem Einfluss 
einzelner Plattformen müssen beobachtet und mit den Möglichkeiten von Wettbe-

werbs- bzw. Kartellrecht aufgelöst werden. 

 

– Wettbewerbsbeschränkende Klauseln von Online-Portalen müssen vermieden werden. 

 

Unbenommen davon ist eine Vernetzung von Privat- bzw. Kleinanbietern sinnvoll und  

erwünscht. Die digitalen Technologien bieten eine gute Möglichkeit, sich über entspre-

chende Plattformen zu präsentieren und Buchungen zu akquirieren. 
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6 Internationalisierung vorantreiben 

Die Stärkung der internationalen Präsenz und die Gewinnung ausländi-

scher Gästegruppen sind wichtige Aufgaben. 

Im Zuge der fortschreitenden Globalisierung werden touristische Angebote immer stärker 

international ausgerichtet. Somit müssen sich auch bayerische Unternehmen der Touris-

muswirtschaft zukünftig stärker am globalen Markt positionieren. 

6.1 Außenwirtschaftsförderung stärker für die Tourismuswirtschaft öffnen 

Aus Unternehmenssicht bedeutet die Internationalisierung vor allem die Erschließung 

neuer bzw. den Ausbau bestehender Kundenmärkte. Die bislang überwiegend binnen-

marktorientierte Tourismuswirtschaft ist einem erhöhten Wettbewerbs- und Handlungs-

druck mit einem intensivierten Preis- und Qualitätswettbewerb sowie zunehmender Kon-

kurrenz um qualifizierte Mitarbeiter (z. B. im Alpenraum) ausgesetzt. Die internationale 

Kundengewinnung ist somit nicht mehr nur eine Option, sondern eine Notwendigkeit.   

 

Um globale Märkte zu erschließen bzw. um die dort vorhandenen Positionen auszubauen, 

sind insbesondere kleine und mittelständische Unternehmen der Tourismuswirtschaft auf 

Unterstützung angewiesen. Der Freistaat Bayern bietet daher seit Jahren eine Reihe von 
Maßnahmen an, die die folgenden Aufgaben beinhalten:   

 

- Markterschließung  

- Politische Flankierung 

- Exportförderung 

 

Zur Erreichung dieser Ziele greift der Freistaat auf folgendes Instrumentarium zurück:  

 

- Ministerreisen und Delegationsreisen  

- Netzwerk der Auslandsrepräsentanten 

- Auslandsmessebeteiligungsprogramm 

- Kooperations- und Markterschließungsprojekte 

- Veranstaltungen 

- Finanzierungshilfen der LfA Förderbank Bayern 

- Bayern Fit for Partnership 

- Außenwirtschaftszentrum 

- Gewinnung von Fachkräften 

 

Wenngleich sich die Maßnahmen in erster Linie an produzierende Unternehmen richten, 

können auch bayerische Tourismusbetriebe hiervon profitieren. Insbesondere Hotel- und 

Gaststättenbetriebe nutzen zunehmend die Möglichkeiten des Freistaats, um sich 



  Position|September 2018 

Rahmenbedingungen für eine starke Tourismuswirtschaft in Bayern 

 

Internationalisierung vorantreiben 

21 

 

 

international aufzustellen. Wichtig ist, dass auch kleineren Unternehmen der Zugang zu 

Messen und Informationsveranstaltungen erleichtert wird. 

6.2 Industrie verstärkt als Partner für die Tourismuswirtschaft gewinnen 

Industrieunternehmen fragen schon heute vielfach Dienstleistungen der Tourismuswirt-

schaft nach. Ob bei Catering, der Unterkunft von Geschäftsreisenden oder Incentives für 

Mitarbeiter – stets ist die Tourismuswirtschaft gefragt.  

 

Für touristische Betriebe kommt es darauf an, die Zusammenarbeit mit Industrieunterneh-

men weiter auszubauen. Zu den Aspekten einer Zusammenarbeit können gehören:  

 

– Nutzung der internationalen Kontakte und Plattformen von Industrieunternehmen 

durch den Tourismus, um überregionale Marketing-Effekte zu erzielen. 

 

– Schaffung einer verstärkten Partnerschaft zwischen Industrie- und Tourismusunterneh-

men mit dem Ziel von Ausbau und qualitativer Verbesserung des touristischen Dienst-

leistungsportfolios. 

 

– Stärkere Nutzung des Know-hows der Tourismuswirtschaft durch die Industrie, um ein 

breiteres Spektrum an Angeboten für Kunden und Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen.  
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7 Gesundheitstourismus in Bayern stärken 

Eine gute Gesundheitsinfrastruktur stützt den Gesundheitstourismus. 

Die hervorragende medizinisch-pflegerische Versorgung, der ausgezeichnete Ausbildungs-

standard der Ärzte und Gesundheitsberufe sowie die exzellente gesundheitstechnische 
Ausstattung in Bayern werden von Patienten aus aller Welt geschätzt. Überregionale Be-

deutung sowie eine langjährige Tradition hat auch das Kur- und Bäderwesen im Freistaat. 

2016 war Bayern erneut das Gesundheitsreiseziel Nummer eins der deutschsprachigen Be-

völkerung in der Bundesrepublik.  

 

Die große Bedeutung der Gesundheitswirtschaft für Bayern lässt sich auch in Zahlen fas-

sen: 

 

– Mit jährlich über 23,5 Millionen Übernachtungen in gewerblichen Betrieben und  

einem Jahresumsatz von rund 4,5 Milliarden Euro sichern die bayerischen Heilbäder 

und Kurorte mehr als 100.000 Arbeitsplätze. 

 

– Jede vierte Übernachtung in Bayern findet in den Heilbädern und Kurorten statt. Unter 

den Top-12-Destinationen in Bayern sind acht Heilbäder und Kurorte.  

 

– Bayern war 2016 das Gesundheitsreiseziel Nummer eins der deutschsprachigen Bevöl-

kerung in der Bundesrepublik.  

 

Der Freistaat ist ein wichtiges Zielland für den Gesundheitstourismus: 

 

– Bayern ist mit fast 28.000 stationären Aufenthalten ausländischer Patienten führend in 

der medizinisch-pflegerischen Versorgung ausländischer Gäste in Deutschland (2015). 

Schätzungsweise kommen ebenso viele Medizintouristen zur ambulanten Behandlung 

nach Bayern. 

 

– Den größten Anteil an stationären ausländischen Patienten in Bayern bilden Gäste aus 

Österreich (5.300), gefolgt von denen aus den arabischen Golfstaaten (3.600) und Russ-

land (2.300). 

7.1 Bayerische Gesundheitswirtschaft international besser vernetzen 

Bayern kann als Standort für Gesundheitsdienstleistungen im internationalen Wettbewerb 

besser positioniert werden als bislang. Ein Blick auf die Bedürfnisse ausländischer Kunden 

– sei es im Bereich Krankenhäuser als Patient, bei der Medizintechnik als Käufer oder bei 

internationalen Unternehmen als Auftraggeber – ist hier ebenso hilfreich wie eine zielge-

richtete Marketinginitiative. Gesundheits- und Tourismuswirtschaft haben hier gleicher-

maßen große Erfolgsaussichten.  
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Die Qualifikation von ausländischen Fachkräften in Bayern trägt ebenfalls zur internationa-

len Vernetzung bei. 

7.2 Chancen der Regionen in Bayern besser nutzen 

Bayern ist ein Flächenland, das in den einzelnen Regionen spezifische Profile in der Ge-

sundheitswirtschaft aufweist. Gerade ländliche Regionen profitieren davon, weil Unter-

nehmen der Gesundheitswirtschaft hier nicht selten zu den größten Arbeitgebern gehö-

ren. Diese Stärken gilt es auszubauen.  

 

Eine regionale Profilbildung ist vor allem für die Lokalpolitik eine lohnende Aufgabe. Die 

Initiative „Gesundheitsregionen“ der bayerischen Staatsregierung bietet bereits wertvolle 

Ansätze. Die prädikatisierten Kurorte haben dabei eine wichtige Funktion. 

7.3 Angebote für demografiegerechten Gesundheitstourismus und Prä-

vention ausbauen 

Die Verlängerung der Lebensarbeitszeit und alternde Belegschaften setzen voraus, dass 

Mitarbeiter nicht nur länger arbeiten, sondern auch länger gesund bleiben. Diese doppelte 

Alterung unserer Gesellschaft bietet für den Gesundheitstourismus große Potenziale und 

Herausforderungen. Altersspezifische Angebote sind hier ebenso zu nennen wie der Be-

reich der Prävention, dessen Chancen bewusst genutzt werden müssen.  

 

Eine wichtige Rolle kommt auch der Rehabilitation zu: Hier müssen die Dauer von Rehabili-

tationsmaßnahmen weiter optimiert, innovative Rehabilitationsmaßnahmen gefördert, ein 

bedarfsgerechtes Angebot vorgehalten und die Schnittstellen zwischen Akutversorgung 

und Reha-Einrichtungen verbessert werden. 
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